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Schröder-Regierung stellt 
neue Länder aufs Abstellgleis 

Aufbau Ost - 
Ergebnisse einer Chefsache 

sprecht Potenz 

Von dieser 
Bundesregierung 

sind bisher 
keine positiven 

Impulse für einen 
kraftvollen 
Aufbau Ost 

ausgegangen. Günter Nooke 

Mit einer Erklärung von Generalsekretär Ruprecht 
Polenz und dem stellvertretenden Vorsitzenden 

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Günter Nooke 
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Die Menschen im Osten tauchen 
auf Schröders Rechnung nicht auf 

Zur PR-Tour des Bundes- 
kanzlers durch die neuen 
Länder erklärten Gene- 
ralsekretär Ruprecht Po- 
lenz und der stellvertre- 
tende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Günter Nooke, 
am 18. August: 

Die Schröder-Regie- 
rung ist mit dem Verspre- 
chen ins Amt gekommen, 
die hohe Arbeitslosigkeit 
in Deutschland merklich 
zu senken und den Aufbau 
Ost zur „Chefsache" zu 
machen. Beide Verspre- 
chen hat Gerhard Schröder 
bis heute auch nicht im 
Ansatz eingelöst. Die rot- 
grüne Bundesregierung 
steht dem Aufbau Ost 
gleichgültig gegenüber. 
Die Ankündigung, etwas 
zur „Chefsache" machen 
zu wollen, ist offenkundig 
die schlimmste Drohung, 
die Schröder zur Verfü- 
gung steht. 

Gerhard Schröder wur- 
de vom Gesamtdeutschen 
Volk zum Bundeskanzler 
gewählt, vertritt aber nicht 
die Interessen aller Deut- 
schen. Schröder hat weder 
vor  der  Wiedervereini- 
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gung Weitblick bewiesen 
(„Nach 40 Jahren Bundes- 
republik sollte man eine 
Generation in Deutsch- 
land nicht über die Chan- 
cen einer Wiederverei- 
nigung belügen. Es gibt 
sie nicht." Bild, 12. Juni 
1989), noch nach dem 
Mauerfall Solidarität mit 
den Ostdeutschen gezeigt 
(„ Wir müssen verhindern, 
dass DDR-Bürger über 
Gebühr Leistungen in An- 
spruch nehmen, für die 
Bundesbürger Beiträge 
geleistet haben, also z.B. 
Renten- und Arbeitslo- 
senversicherung. Geklärt 
werden muss auch, inwie- 
weit junge Menschen, die 
in der DDR wohnen und 
bei uns studieren wollen, 
Bafög- Unterstützung be- 
kommen." Express, 27. 
Januar 1990). 

Die Menschen im 
Osten tauchen auf Schrö- 
ders Rechnung nicht auf. 
Im Osten Deutschlands 
sind bei über 1,3 Millionen 
Arbeitslosen keine Fort- 
schritte am Arbeitsmarkt 
erkennbar. Die Arbeitslo- 
sigkeit ist mit 17 Prozent 
doppelt so hoch wie im 

Westen. Die Bundesregie- 
rung hat keine Perspektive 
für eine Besserung anzu- 
bieten. Besonders hart be- 
troffen sind die unter 
25jährigen Ostdeutschen, 
deren Arbeitslosenquote 
im Juli 2000 um 1,7 Pro- 
zentpunkte gegenüber dem 
Vorjahresmonat auf 18,3 
Prozent anstieg. 

Trotz gegenteiliger 
Ankündigungen streicht 
Rot-Grün massiv im 
Osten. Rund drei Milliar- 
den Mark stehen im Haus- 
halt 2000 weniger für 
Strukturanpassungsmaß- 
nahmen und die Wirt- 
schaftsförderung zur Ver- 
fügung. Für das nächste 
Jahr drohen Kürzungen 
in ähnlicher Größenord- 
nung. 

Die Schröder-Regie- 
rung verschlechtert durch 
eine falsche Politik die 
Rahmenbedingungen für 
den weiteren wirtschaft- 
lichen Aufholprozess der 
neuen Länder. Von die- 
ser Bundesregierung sind 
bisher keine positiven 
Impulse für einen kraft- 
vollen Aufbau Ost ausge- 
gangen. 
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Die CDU hat die Weichen für den Auf- 
schwung Ost richtig gestellt. Der 
wirtschaftliche Aufbau in den neuen 

Ländern hat in der Zeit der CDU-geführten 
Bundesregierung gewaltige Fortschritte ge- 
dacht. Die Menschen im Osten Deutschlands 
haben in wenigen Jahren einen beispiellosen 
Strukturwandel erfolgreich bewältigt. Von 
'991 bis 1998 hat sich die gesamtwirtschaft- 
''che Leistung in den neuen Bundesländern 
um über 40 Prozent erhöht. 

Viele Voraussetzungen für eine florieren- 
de Wirtschaft sind geschaffen worden: die In- 
rastruktur ist moderner als in weiten Teilen 

Europas, es gibt fünfmal so viele Telefonan- 
Schlüsse wie vorder Wende und deutlich ver- 
besserte Verkehrsanbindungen nach dem 
Neubau und Ausbau von 5.300 km Schiene 
Und 11.500 km Straße - eine historisch ein- 
malige Leistung. Die Nettoleistungen des 
Rundes für Ostdeutschland lagen bei über 90 
^rd. DM jährlich. Allein für Maßnahmen der 
^irtschaftsförderung, zum Auf- und Ausbau 
er Infrastruktur sowie zur Verbesserung der 

^'gemeinen Lebensbedingungen wurden 
'"8 rund 52 Mrd. DM bereitgestellt. 

DieCDU-geführteBundesregierunghatden 
üsbau der Infrastruktur - insbesondere auch 

rj' der Schiene - in geradezu beispielhafter 
eise vorangetrieben. Neben den investiven 

Alt'asten wurden in den Jahren 1991 bis 1998 
^nd 35 Mrd. DM in den Ausbau des Schienen- 

egenetzes investiert, das waren rund 46 Pro- 
nt der Investitionen in die Verkehrswege in 

.en neuen Bundesländern. Zusätzlich wurden 
'n d>esem Zeitraum rund 14 Mrd. DM vor allem 
Urden Wiederaufbau der S-Bahnen, Stadt- und 
e§'onalbahnen zur Verfügung gestellt. 

Nach dem Altschuldenhilfegesetz wurden 
e ostdeutschen Wohnungsunternehmen mit 

* Mrd. DM entlastet, zuzüglich 5 Mrd. DM 

dr '^dienst. Sie bekamen so Spielraum für 
lngend notwendige Modernisierungs- und 
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Investitionsmaßnahmen. Insgesamt wurden 
über 90 Mrd. DM für diese Maßnahmen ein- 
gesetzt. So ist etwa die Hälfte der vielfach 
maroden Wohnungsbestände saniert worden. 

Auf hohem Niveau wollten wir die Förde- 
rung bis zum Jahr 2004 fortsetzen - das hätte 
sichere Rahmenbedingungen für Wirtschaft 
und Investoren bedeutet. Denn zehn Jahre 
nach der Deutschen Einheit hat sich die Lage 
der Menschen und die wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den neuen Bundesländern zwar 
nachhaltig verbessert. Doch ist beispielswei- 
se etwa ein Drittel der Wohnungen in Ost- 
deutschland weiterhin sanierungsbedürftig. 
Noch ist der unverzichtbare Strukturwandel 
nicht vollendet und auch materiell gibt es trotz 
großer Erfolge erheblichen Nachholbedarf. 

Der teilungsbedingte Nachholbedarf bei 
der Infrastruktur wurde kürzlich von führen- 
den Wirtschaftsforschungsinstituten mit etwa 
40 bis 45 Prozent berechnet. Dies hat konkre- 
te Auswirkungen auf die Wirtschaftsentwick- 
lung in den neuen Ländern. 

Die CDU unterstützt den notwendigen 
Anpassungsprozeß. Der weitere Ausbau der 
leistungsfähigen Wirtschaft in den neuen 
Bundesländern bleibt auch künftig eine vor- 
rangige Aufgabe, damit sich der Wirtschafts- 
standort neue Bundesländer im Wettbewerb 
behaupten kann. 

Die Schere zwischen Ost und West 
öffnet sich wieder 

Nach dem anfangs stürmischen Aufhol- 
prozess der neuen Bundesländer driften Ost 
und West seit dem Amtsantritt der rot-grünen 
Bundesregierung wieder auseinander. Die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung in 
den neuen Bundesländern stockt, der Abstand 
zu den alten Bundesländern wächst. Was 
1997 noch konjunkturell bedingt war, gerät 
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heute zum gefährlichen Dauerzustand: eine 
Zweiteilung Deutschlands mit unterschiedli- 
chen Entwicklungsgeschwindigkeiten. Da- 
mit zeigt sich gleichzeitig die Gesamtdrama- 
tik der Situation im Osten. 

Zehn Jahre nach der Deutschen Einheit 
braucht der Aufbau Ost einen neuen Ruck, 
konzertierte Impulse aus der Bundespolitik, 
die seit dem Regierungswechsel ausgebl ieben 
sind. Die jetzige Bundesregierung hat außer 
Lippenbekenntnissen bisher kaum etwas ge- 
leistet. In vielen Fällen entsteht der Eindruck, 
die Bundesregierung sieht die Deutsche Ein- 
heit lediglich unter Kostenaspekten. 

Und in der Tat: Der Aufbau Ost hat Geld 
gekostet und wird es weiterhin kosten. In die- 
ser Tradition steht unsere Politik für die neu- 
en Bundesländer. Der Aufbau Ost ist jedoch 
allein mit öffentlichem Geld nicht zu leisten. 
Transferleistungen von West nach Ost sind 
eine notwendige, aber keine hinreichende 
Bedingung. Das Ziel ist eine selbsttragende 
Wirtschaftsentwicklung. Politik für die neu- 
en Länder muss deshalb Menschen und ins- 
besondere die Wirtschaft animieren, ihren je 
eigenen Beitrag zu leisten. Die Politik muss 
dazu aber die Voraussetzungen und Rah- 
menbedingungen schaffen. 

Arbeitsmarkt: 
Keine Fortschritte erkennbar 

Bundeskanzler Schröder will sich an sei- 
nem Erfolg bei der Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit messen lassen. Doch während 
sich in unseren europäischen Nachbarlän- 
dern der Aufschwung zunehmend auch am 
Arbeitsmarkt bemerkbar macht, herrscht in 
Deutschland Stagnation. Die prognostizier- 
te Abnahme der Arbeitslosigkeit in diesem 
Jahr um rund 300.000 liegt gerade im demo- 
grafischen Trend. Bei Berücksichtigung der 
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Arbeitsmarktmaßnahmen ist sie sogar nega- 
tiv. Der rotgrünen Bundesregierung ist es 
bislang nicht gelungen, aus der Sackgasse in 
der Arbeitsmarktpolitik herauszufinden. Er- 
folge auf dem Arbeitsmarkt hat Schröder 
noch nicht zustande gebracht. 

Speziell in Ostdeutschland entwickelt 
sich der Arbeitsmarkt immer katastrophaler- 
In den neuen Ländern sind weiterhin keine 
Fortschritte am Arbeitsmarkt erkennbar. Die 

Arbeitslosigkeit liegt bei 17 Prozent auf un- 
verändert hohem Niveau und es besteht kei- 
ne Perspektive auf Besserung. Die jüngsten 
Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit zeigen- 
dass die Arbeitslosigkeit sogar noch weiter 
angestiegen ist (von 1.316.312 Ende Jul' 
1998 auf 1.337.443 Ende Juli 2000). 

Noch bedrückender ist jedoch die Ju- 
gendarbeitslosigkeit, die in den neuen Län- 
dern trotz eines milliardenschweren Sofort- 
programms der Bundesregierung weiter zu- 
genommen hat. Das Programm „Jump" ha1 

den Ausbildungsmarkt in Ostdeutschland 
nur vorübergehend entlastet, aber keinen 
Dauereffekt gebracht. Es wurde lediglich die 
Verwahrung von Jugendlichen subventio- 
niert, ohne ihnen eine echte Perspektive auf- 
zuzeigen. 

Nach den jüngsten Zahlen der Bundesan- 
stalt für Arbeit kletterte die ArbeitslosenquO' 
te der unter 25-jährigen Ostdeutschen im Ju" 
gegenüber dem Vorjahresmonat um 1,7 Pr°' 
zentpunkteauf 18,3 Prozent (absolute Zahlen- 
175.258 Ende Juli 2000 gegenüber 155.198 

Ende Juli 1998). 
Angesichts einer Arbeitslosenquote, diß 

im Osten doppelt so hoch ist wie im Westen- 
haben insbesondere die Menschen in de11 

östlichen Ländern von dieser Bundesreg'e' 
rung nichts zu erwarten. Es muss etwas vef" 
kehrt sein an der Förderung, wenn trotz de 
riesigen Summen, die nach Ostdeutschen 
fließen, die Zahl der Arbeitslosen im &e' 
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gensatz zum Westen weiter steigt. Schröder 
hat die Arbeitslosigkeit, an deren Abbau er 
s'ch messen lassen will, im Osten nicht in den 
Griff bekommen. Schröders Chefsache Auf- 
bau Ost ist für diese Menschen nur noch bit- 
ter Hohn. 

Wichtige Infrastruktur-Projekte 
sind gestrichen worden 

Zur Verwirklichung des Ziels der Ein- 
heitlichkeit der Lebensverhältnisse in Ost 
Und West ist es ein absolutes Muss, dass die 
verkehrsprojekte Deutsche Einheitnichtan- 
§etastet werden. Sie sind wesentliche Vor- 
aussetzung für den wirtschaftlichen Auf- 
Schwung; Wirtschaftsförderung kann nur 
aann erfolgreich sein, wenn die Verkehrs- 
ströme bewältigt werden können. Die Hi- 
obsbotschaften aus dem Bundesverkehrsmi- 
n,sterium über fehlende Milliarden-Sum- 
men lassen für die Verwirklichung der Ver- 
kehrsprojekte Deutsche Einheit - und damit 
lnsgesamt für die „Chefsache Aufbau Ost" - 
Jedoch das Schlimmste befürchten. 

So hat etwa Verkehrsminister Klimmt im 
''Investitionsprogramm für den Ausbau der 

undesschienenwege, Bundesfernstraßen 
nd Bundes Wasserstraßen in den Jahren 
"9 bis 2002" die Schienenneu- und Aus- 
strecke des Verkehrsprojektes Deutsche 
lnheit (VDE) Nr. 8 Nürnberg-Erfurt-Berlin 

e,°st als hoch prioritäre Maßnahme einge- 
bt- Den Mut, entsprechende Mittelansätze 

Uszuweisen, hatte er angesichts des Wider- 
aides seines Koalitionspartners aber nicht. 
0 ist die ICE-Trasse auch nicht im Konzept 
etz 21 der Deutschen Bahn enthalten. 
Der faktische Baustopp passt weder ins 

' d der von Rot-Grün angeblich gewollten 
^ r'orität für den Aufbau Ost" noch bedeutet 

e'ne „Optimierung der Verkehrsplanung", 
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wie der Bundesverkehrsminister vorgibt; 
von der angestrebten Verlagerung des Güter- 
verkehrs auf die Schiene ganz zu schweigen. 
Die vordringliche Fertigstellung des VDE 
Nr. 8 hat eine vorrangige Bedeutung für die 
Herstellung einer leistungsfähigen Hochge- 
schwindigkeitsstrecke zwischen dem Süden 
und dem Osten Deutschlands, zur Anbin- 
dung der neuen Länder an das ICE-Hochge- 
schwindigkeitsnetz und den schnellen Kom- 
binierten Güterverkehr. So erfahren insbe- 
sondere das Land Thüringen und die Stadt 
Erfurt deutliche Nachteile, da z. B. alle Pla- 
nungen für das Güterverkehrszentrum Erfurt 
ausdrücklich auch auf der ICE-Anbindung 
der Landeshauptstadt basieren. 

Nach der skandalösen Entscheidung zum 
BaustoppdieserlCE-Trasse-zudemeinele- 
mentarer Bestandteil des transeuropäischen 
Verkehrsnetzes - sollen auch die weiteren 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit „über- 
prüft" werden. Selbst Projekte wie die für die 
wirtschaftliche Erschließung Mecklenburg- 
Vorpommerns essenzielle A 20 wurden wie- 
der auf den Prüfstand gepackt. 

Wenn die Rede davon ist, dass Verkehrs- 
projekte „neugewichtet", „zurückgestellt", 
„auf unbestimmte Zeit gestreckt" oder „dem 
tatsächlichen Bedarf angepasst" werden müs- 
sen, ist dies nur eine schöne Umschreibung 
dafür, dass damit zumindest ein Gutteil dieser 
Verkehrsprojekte beerdigt werden soll. 

Angekündigt hatte Rot-Grün in der Ko- 
alitionsvereinbarung eine zügige Überarbei- 
tung des Bundesverkehrswegeplans, in 
Wahrheit ist aber der Abschluss vor der 
Wahl 2002 gar nicht gewollt. Denn als Er- 
gebnis wird eine Streichung vieler Projekte, 
auf deren Realisierung heute noch vor Ort 
gehofft wird, herauskommen. Dies würde ei- 
nen schweren Schlag für den wirtschaftli- 
chen Transformationsprozess Ostdeutsch- 
lands bedeuten. Und um den Wähler nicht 
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noch mehr zu verschrecken, sollen die Hi- 
obsbotschaften an den Anfang der nächsten 
Legislaturperiode verschoben werden. 

Die rot-grüne Bundesregierung hat den 
für die Wettbewerbsfähigkeit Ostdeutsch- 
lands eminent wichtigen Ausbau der Ver- 
kehrswege faktisch beendet. Die für die wirt- 
schaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten 
dringend notwendige Infrastrukturschaf- 
fung wird nicht mehr in Angriff genommen. 

Auch die Entscheidung gegen den Trans- 
rapid Hamburg - Berlin war nicht nur schäd- 
lich für den Technologie- und Wirtschafts- 
standort Deutschland, sondern auch die Aus- 
sicht auf viele neue Arbeitsplätze gerade in 
Ostdeutschland wurde zerstört. Von einer 
schnell realisierbaren und viel billigeren Al- 
ternative zur Magnetschnei 1 bahn Hamburg - 
Berlin sowie einer in Aussicht gestellten 
Transrapid-Alternativstrecke in den neuen 
Ländern ist bei der Bundesregierung eben- 
falls keine Rede mehr. So werden potenziel- 
le Investoren und solche, die sich schon in 
den neuen Bundesländern angesiedelt ha- 
ben, verunsichert und wird die wirtschaftli- 
che Entwicklung ernsthaft gefährdet. 

Völlig an der Realität vorbei geht die Ent- 
scheidung des Bundesverkehrsministers, die 
für den Bau der Transrapidstrecke vorgese- 
henen Mittel nicht für andere Verkehrsinfra- 
strukturmaßnahmen zu nutzen. Deutschland 
erstickt beinahe im Stau. Die Bundesregie- 
rung darf daher das Mobilitätsbedürfnis der 
Bürger nicht weiterhin so stiefmütterlich be- 
handeln wie bisher. Die für den Transrapid 
vorgesehenen Infrastrukturinvestitionen 
müssen so schnell wie möglich für die not- 
wendigsten Straßenbaumaßnahmen, insbe- 
sondere für Ortsumgehungen, Ausbau über- 
lasteter Strecken und die neue Erschließung 
von Regionen eingesetzt werden. Wenn 
schon keine Investition in neue Technik und 
neue Verkehrsträger unter dieser Bundesre- 
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gierung mehr möglich erscheinen, dann müs- 
sen zumindest die bestehenden Verkehrsver- 
bindungen in die Lage versetzt werden, den 
anfallenden Verkehr zu bewältigen. 

Mangelnde Wirtschaftsförderung 

Die Entscheidung, das Großraumflugzeug 
A 3 XX im wesentlichen in Toulouse und zum 
Teil in Hamburg zu bauen, ist für den Osten 
Deutschlands ein herber Rückschlag. Die 
CDU hatte dafür plädiert, die Montage des ge- 
planten Super-Airbus nach Rostock zu holen 
oder zumindest die neuen Länder maßgeblich 
an der Zulieferung zu beteiligen. Die Bedin- 
gungen auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst in 
Rostock-Laage wären hervorragend gewe- 
sen. Hier hat der Bundeskanzler ganz offen- 
sichtlich völlig versagt. Er hat eine einmalige 
Chance verpasst, für den Standort Ost- 
deutschland auf internationaler Bühne zu wer- 
ben. Dies ist ein weiterer Beweis für das kaum 
noch zu überbietende Desinteresse des Bun- 
deskanzlers am Aufbau der neuen Länder. 

Auch das größte ostdeutsche Unterneh- 
men, der Stromversorger VEAG leidet sei1 

Monaten unter der Hängepartie, die sich aus 

der Umstrukturierung der westdeutschen 
Konzernmütter VEBA/VIAG und RWE/ 
VEW ergibt. Bei dem BraunkohlenverstrO' 
mer mit 6.500 Mitarbeiter unmittelbar und 
insgesamt mit mehr als 20.000 Arbeitsplan 
zen im Bereich der Braunkohlenwirtschä' • 
verfolgte die Bundesregierung offenbarem 
Strategie im Interesse westdeutscher Ah' 
teilseigner. Der Wirtschaftsminister hat' 
freie Hand, über ein Stabilisierungsmode' 
zu verhandeln. Diese Verhandlungen sin 
nach fast einem Jahr gescheitert. 

Nach Monaten einer Hängepartie mUs 

nun endlich schnell entschieden werden,vVe 

die Anteile an der VEAG übernimmt. Gefror 
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's* das beste Konzept für die Zukunft der 
VEAG. Dabei muss Deutschland offen blei- 
ben für ausländische Investoren. Die CDU hat 
'hre Bereitschaft auch für eine ausländische 
Beteiligung an der VEAG klargestellt. Die 
VEAG muss endlich die Chance erhalten, als 
e'genständiger Stromerzeuger und Vermark- 
erain Energievvettbevverb teilzunehmen. 

Vom Ziel einer selbsttragenden Wirt- 
Schaftsentwicklung sind die neuen Länder 
noch weitentfernt. DerOsten ist deshalb wei- 
thin dringend auf eine stabile finanzielle 
Unterstützung angewiesen. Dennoch hat die 
Schröder-Regierung die Osthilfen erheblich 
e'ngeschränkt. Im Haushalt 2000 stehen für 
den Aufbau Ost insgesamt fast drei Mrd. DM 
weniger zur Verfügung. Im Einzelnen waren 
°lgende Kürzungen vorgesehen: 

915 Mio. DM weniger für den Zuschuss 
zur Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben. 
800 Mio. DM weniger für Strukturanpas- 
sungsmaßnahmen Ost. 
500 Mio. DM weniger für sonstige För- 
derprogramme (z.B. Eigenkapitalhilfepro- 
gramm). 

300 Mio. DM weniger für Infrastruktur 
(Verkehrswege). 
285 Mio. DM weniger für die Förderung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur. 
'09 Mio. DM weniger für Investitionen 
'n Pflegeeinrichtungen Ost. 
30 Mio. DM weniger für das Aufbaupro- 
grarnm Kultur neue Länder. 
14 Mio. DM weniger für Städtebauförde- 
ru'ig Ost. 
15 Mio. DM weniger für Forschung und 
Entwicklung Ost. 
12 Mio. DM weniger für die Wismut AG. 
Und für nächstes Jahr drohen Kürzungen 

s ähnlicher Größenordnung. Anstatt wirt- 
haftsnahe Infrastrukturmittel zu erhöhen, 

d'e Baukonjunktur zu stützen und die Ba- 
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sis für private Investitionen zu verbessern, 
will die Bundesregierung in ihrem Haus- 
haltsentwurf für 2001 allein zwei Milliarden 
DM in der Infrastrukturförderung streichen. 

Die Ausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung in den neuen Ländern werden von 
255 Mio. DM in diesem Jahr auf 225 Mio. DM 
im Jahr 2001 gekürzt. Bei der Gemein- 

schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" (Ost) werden die Mittel 
im Haushalt 2001 um 300 Mio. DM gegenü- 
ber 2000 zusammenstrichen (-13 Prozent). 

Auch die meisten politischen und gesetz- 
geberischen Maßnahmen der Bundesre- 
gierung schaden insbesondere den neuen 
Ländern: 

• Die Einführung der sogenannten „Öko- 
steuer" und die damit verbundene Erhöhung 
der Mineralölsteuer um 30 Pfennig belastet 
wegen der hohen Mobilitätsanforderungen 
vor allem die Bevölkerung im Osten. Beson- 
ders hart trifft es sozial schwache Gruppen 
wie Rentner, Arbeitslose und Studenten. 
• Die von der SPD durchgesetzten gesetzli- 
chen Neuregelungen der 630-Mark-Jobs 
und der sogenannten Scheinselbständigkeit 
haben verheerende wirtschaftliche und ar- 
beitsmarktpolitische Auswirkungen. 
• Das wichtigste und mit Abstand erfolg- 
reichste arbeitsmarktpolitische Instrument, 
die Lohnkostenzuschüsse für kleine Betrie- 
be, wird durch ein einschränkendes Vor- 
schaltgesetz und drastische Mittelkürzun- 
gen praktisch wirkungslos. 
• Die Abkopplung der Rente von der Netto- 
lohnentwicklung und die Beschränkung der 
Rentenerhöhung auf die Inflationsrate macht 
die Rentner zu den Hauptverlierern des rot- 
grünen Sparpakets. 
• Die Rückführung der Zuschüsse im 
agrarsozialen Bereich und die Streichung 
der Gasölbcihilfe führen im Zusammen- 
hang mit dem verfehlten Beschluss der 
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Agenda 2000 und der überproportionalen 
Belastung der Landwirtschaft durch die 
Steuerreform und die sogenannte „Ökosteu- 
er" zu prozentualen Einkommensrückgän- 
gen in zweistelliger Höhe. 

Deshalb verwundert es nicht, dass immer 
mehr gerade auch gut ausgebildete junge 
Menschen die neuen Länder verlassen. 

Zur Förderung des ersten Arbeitsmarktes 
müssen eindeutige Prioritäten zugunsten des 
Straßen- und Schienenwegeausbaus sowie 
klare Akzente in der Wirtschaftsförderung 
gesetzt werden. Nur so entstehen neue Ar- 
beitsplätze. Das ist die Aufgabe der Bundes- 
regierung. Statt für eine moderne Infrastruk- 
tur zu sorgen, stellt die Schröder-Regierung 
die neuen Bundesländer aufs Abstellgleis. 

Wo Schröder handeln müsste 

Der weitere Aufbau Ost ist durch eine über- 
schaubare, auf das Wesentliche konzentrierte 
Förderpolitik zu begleiten und fürdie nächsten 
zehn Jahre sicherzustellen. Die Infrastruktur- 
ausbau muss weiter vorangetrieben werden, 
vor allem im Verkehrs- und wirtschaftsnahen 
Bereich, als Basis für private Investitionen. 
Das Engagement von Unternehmen und der 
marktgerechte Strukturwandel muss geför- 
dert werden. Wir müssen die Herausforderung 
erkennen, „in Menschen zu investieren", den 
Bildungs-undWissenschaftsbereicheffizien- 
ter zu organisieren und Eliten zu fördern. 

Für den Standort Ostdeutschland und des- 
sen langfristige Vorteile bei Wirtschaft und 

Unternehmern muss im In- und Ausland in- 
tensiv geworben werden. Auch bedarf es 
einer frühzeitigen Orientierung sowohl auf 
Chancen wie auch Risiken der EU-Oster- 
weiterung und die neuen Märkte in den mit' 
tel- und osteuropäischen Staaten. 

Es sind moderne Verwaltungen und eine 
innovative soziale Infrastruktur in den 
Kommunen zu schaffen. Alle Selbstmobili- 
sierungskräfte bei den Menschen im Osten, 
in Kommunen und Ländern sind anzuspre- 
chen, um die großen Möglichkeiten und 
Chancen nutzen zu können, die die Zukunft 
bietet. 

Dabei ist das Ziel einer hundertprozenti- 
gen Angleichung des Ostens an den Westen 
zu überprüfen. Besser als eine Kopie der 
Wirtschaftsstrukturen anzustreben, ist es, auf 
der Basis von Stärken und Schwächen in den 
neuen Ländern eigene Wege zu gehen. Wenn 
es der Osten schafft, den Wechsel von einer 
Industrie- in eine Informations- und Innova- 
tionsgesellschaft zu nutzen und in ausge' 
wählten Zukunftsbereichen besser als ande- 
re Regionen in Deutschland und Europa Zü 

sein, kann der Osten „andere überholen, oh- 
ne einzuholen". 

Die rot-grüne Bundesregierung hat Je' 
doch offenkundig gar nicht vor, in Ost- 
deutschland die Grundlagen für die weitet 
wirtschaftliche Entwicklung zu legen. Es 'sI 

müßig, über den Solidarpakt II nach 2004 z«1 

reden, wenn dabei der heutige Aufbau Ost zu- 
nehmend unter die Räder kommt. Unter Bun' 
deskanzler Schröder verkommt der Aufba1 

Ost zunehmend zum Rückbau Ost. U* 
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